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Geſetz⸗Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


„„ do 


(Nr. 6230.) Alerhöchfter Erlaß vom 27. November 1865., betreffend die Verlängerung des 
Privilegiums der Coͤlniſchen Privatbank. 


3 Ai Ihren Bericht vom 13. November b. J. will Ich das in der außerordent⸗ 
lichen Generalverſammlung der Coͤlniſchen Privatbank vom 23. Oktober d. . 


unter Aufhebung des Geſellſchaftsſtatuts vom Den 1855. (Geſetz⸗Samml. 


S. 720.) und des Statutnachtrages vom > Jun 1858. (Geſetz⸗Samml. S. 405.) 
zur Annahme gelangte, in der anliegend zuruͤckerfolgenden notariellen Urkunde 
vom 23. Oktober d. J. enthaltene Revidirte Statut hierdurch genehmigen und 
zugleich der Coͤlniſchen Privatbank die bei ihrer Errichtung auf Grund des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗Samml. S. 75.) ihr ertheilte Ermaͤchtigung 
zur Ausſtellung von Noten bis zu dem Betrage von Einer Million Thaler 
auch für die fernere fuͤnfzehnjaͤhrige Dauer ihres Beſtehens unter den im 
Revidirten Statute feſtgeſetzten Bedingungen ertheilen. 5 
3 Diefer Mein Erlaß ift nebft dem beiliegenden Revidirten Statute durch 
die Geſetz⸗Sammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 27. November 1865. 


Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


\ An den Finanzminiſter, den Minifter für Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten und den Juſtizminiſter. 


Dohgeng 1868. Ger. 6230) 150 Re⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 19. Dezember 1865, 


5 


Revidirtes Statut 
5 der 


Cölniſchen Privatbank. 


A. die Stelle des durch Allerhoͤchſten Erlaß vom 10. Dezember 1855. 


genehmigten Statuts und des durch Allerhoͤchſten Erlaß vom 30. Juni 1858. 
genehmigten Nachtrags tritt das folgende Revidirte Statut. : 


Titel J. 
Bildung, Sitz und Dauer der Geſellſchaft. 


F. 1. 


Mit landesherrlicher Genehmigung hat ſich eine Aktiengeſellſchaft gebilde 
fuͤr welche fortan die Beſtimmungen des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buches und des Einfuͤhrungsgeſetzes vom 24. Juni 1861. maaßgebend ſin 
und welche die Firma fuͤhrt: BR Eh 

ER „Coͤlniſche Privatbank.“ 


Die Geſellſchaft hat den Zweck, Handel und Gewerbe zu unterſtuͤtzen und 
zu beleben, den Geldumlauf zu befördern und Kapitalien nutzbar zu machen. 


H. 2. 
Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Coͤln. 


Die Dauer der Geſellſchaft wird bis zum 10. Dezember 1880, 


Sollte innerhalb des gedachten Zeitraumes das otenprivilegium der P 
Bank, wie daſſelbe gegenwärtig auf Grund der 

und des Geſetzes vom 7. Mai 1856. beſteht, 

ſo erliſcht die Genehmigung der Coͤlniſchen 

Publikation des betreffenden Geſetzes ohne Anſpru 
Entſchaͤdigung. ö 


Titel I. 
Grundkapital, Aktien und Aktionaire. 


H. 4. 


Das Grundkapital der Bank beſteht aus Einer Million Thaler, getheilt 
in zweitauſend Aktien von je fuͤnfhundert Thalern jede. 


H. 5. f 


Die Aktien der Geſellſchaft ſind auf den Namen in nachſtehender Art 
ausgefertigt: N 
: Jede Aktie ift mit einer laufenden Nummer verfehen, aus einem Stamm: 
regiſter ausgezogen und von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes (Aufſichts⸗ 
rathes) unterzeichnet. Jede Aktie muß die in das Aktienbuch der Geſellſchaft 
einzutragende genaue Bezeichnung des beſtimmten Inhabers nach Namen, 
Stand und Wohnort deſſelben enthalten. Die Dividendenſcheine werden auf 
je fuͤnf Jahre, auf jeden Inhaber lautend, nebſt Talon ausgereicht und nach 
Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. Dem gegenwaͤrtigen 
Statute iſt ein Formular der Aktien, ſowie der neu auszugebenden Talons und 
Dividendenſcheine beigefuͤgt. 5 


$ 6. 
Die Aktie iſt untheilbar und kann unter Beruͤckſichtigung des $. 36. 


nur durch Einen vertreten werden. Kein einzelner Theilhaber darf mehr als 


. Einhundert Aktien beſitzen oder erwerben. 


$. 7 
Uuoeber den Betrag der Aktie hinaus ift Fein Aktionair zu Zahlungen ver⸗ 
5 pflichtet. = 
% 8. 


Die Mortifikation verlorener oder vernichteter Aktien findet nach Maaß⸗ 
gabe der geſetzlichen Beſtimmungen ſtatt. Zu dem Ende erlaͤßt der Aufſichts⸗ 
rath dreimal in Zwiſchenraͤumen von je vier Monaten eine oͤffentliche Auf⸗ 
forderung, jene Dokumente einzuliefern oder die etwaigen Rechte an denſelben 
geltend zu machen. Sind, nachdem zwei Monate nach der letzten Aufforderung 
vergangen, die Dokumente nicht eingeliefert oder die Rechte nicht geltend gemacht 
worden, ſo erklaͤrt das Landgericht zu Coͤln die Dokumente fuͤr nichtig. 
Die Direktion veröffentlicht den betreffenden Beſchluß durch die im H. 9. 
erwahnten Blätter und es werden an Stelle dieſer Dokumente andere durch den 
Aufſichtsrath mit der Unterſchrift zweier Mitglieder deſſelben ausgefertigt. Die 
KRoſten des Mortifikationsverfahrens, ſowie die Koſten der Ausfertigung neuer 
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Aktien, überhaupt ſaͤmmtliche dabei entſtehende Koften fallen nicht der Geſell⸗ 
ſchaft, ſondern dem Betheiligten zur Laſt. a 

In Bezug auf abhanden gekommene Dividendenfcheine iſt das Mortifi⸗ 
kationsverfahren nicht zulaͤſſig. Es kann jedoch demjenigen, welcher den Berluſt 
von Dividendenſcheinen vor Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt (H. 41.) anmeldet und 
den ſtattgehabten Beſitz durch Vorzeigung der Aktien oder ſonſtwie in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag des an⸗ 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Dividendenſcheines ausbezahlt 
werden. Auch verlorene Talons können nicht amortiſirt werden. Die Aus⸗ 
reichung der neuen Serie von Dividendenfcheinen erfolgt, wenn der dazu beſtimmte 
Talon nicht eingereicht werden kann, an den Präfentanten der betreffenden Aktie. 
Iſt aber vorher der Verluſt des Talons dem Aufſichtsrathe angezeigt und der 
Aushaͤndigung der neuen Serie der Dividendenſcheine widerſprochen worden, ſo 
werden dieſelben e bis die ſtreitigen Anſpruͤche auf die neue Serie 
gütlich oder im Wege des Prozeſſes erledigt ſind. ; 


F. 9. | 


Alle öffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen in der Coͤl⸗ 
niſchen Zeitung und in dem zu Berlin erſcheinenden Preußiſchen Staats⸗Anzeiger. 
Bei dem Eingehen eines der genannten Blätter hat die naͤchſte General⸗ 
verſammlung uͤber die Wahl eines anderen Blattes zu beſchließen. Bis dahin, 
daß dies geſchehen, genuͤgt die Bekanntmachung durch das uͤbrigbleibende Blatt. 
Welches Blatt nach dem Beſchluſſe der Generalverſammlung in die Stelle des 
eingegangenen treten ſoll, iſt durch das uͤbrig gebliebene Blatt zu veröffentlichen. 
Auch abgeſehen von dem Eingehen eines Blattes, koͤnnen Seitens der 
Generalverſammlung andere Geſellſchaftsblaͤtter beſtimmt werden, in welchem 
Falle der betreffende Beſchluß durch die bisherigen Geſellſchaftsblaͤtter bekannt 
zu machen iſt. a 


Titel III. 
Von den Geſchäften der Bank. 


$. 10. 
Die Bank iſt zur Erreichung der im F. 1. angegebenen Zwecke befugt: 


1) gezogene und trockene Wechſel, die im Inlande zahlbar ſind, zu 
diskontiren und Wechſel auf Plaͤtze des Auslandes zu kaufen. Die 
zur Diskontirung oder zum Kaufe angebotenen Papiere müffen mit 
einem auf die Bank lautenden Giro verſehen ſein, duͤrfen nicht ſpaͤter 
als drei Monate nach dem Datum der Diskontirung verfallen, und 
es muͤſſen aus ihnen in der Regel wenigſtens drei ſolide Verbundene 
haften; Wechſel mit nur zwei Unterſchriften duͤrfen nur unter ausdru 
lichem, auf einzelne Faͤlle zu beſchraͤnkenden Einverſtaͤndniſſe e 

dem 
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dem vollziehenden Direktor und den beiden nach H. 26. des Statuts der 
Direktion zugeordneten Mitgliedern des Auffichtsrathes für die Bank 
erworben werden; 


2) Kredit und Darlehne zu bewilligen, jedoch nicht auf laͤngere Zeit, als 
drei Monate und nur gegen Verpfaͤndung von 


a) Urſtoffen und Waaren, die im Inlande lagern und dem Verderben 
nicht unterworfen ſind, a 


b) von inlaͤndiſchen Staats⸗, Kommunal⸗ oder anderen, unter Autorität 
des Staates von Korporationen oder Geſellſchaften ausgegebenen 
geldwerthen, auf den Inhaber lautenden Papieren, ſowie von 
Wechſeln auf Plaͤtze des Auslandes; desgleichen von ungemuͤnztem 
oder gemuͤnztem Gold und Silber. i 

Inlaͤndiſche Papiere, die auf den Namen lauten, duͤrfen in 
der Regel nicht beliehen werden. Ausnahmen beſtimmt die Geſchaͤfts⸗ 
Inſtruktion fuͤr die Direktion. 

Der Widerſpruch des Kommiſſars des Staates gegen die 
Beleihung von Papieren dieſer Art iſt fuͤr die Geſellſchaft maaß⸗ 
gebend. Die Beleihung der eigenen Aktien oder der Aktien anderer 

Privatbanken iſt der Geſellſchaft unbedingt unterſagt; 


1 3) Effekten der vorſtehend sub Littr. b. bezeichneten Art, ſowie edle Metalle 

* oder fremde Muͤnzen zu kaufen und zu verkaufen. Jedoch darf der 

Ankauf von inlaͤndiſchen Staats-, Kommunal- oder anderen, unter 

Autoritaͤt des Staates von Korporationen oder Geſellſchaften aus⸗ 

gegebenen, auf den Inhaber lautenden geldwerthen Papieren nur bis 

zu dem durch die Geſchaͤftsinſtruktion feſtgeſetzten Betrage ſtattfinden 

und der Beſtand von dergleichen Effekten ein Drittel des eingezahlten 
Stammkapitals niemals uͤberſchreiten; 


4) das Inkaſſo von Wechſeln, Geldanweiſungen, Rechnungen und Effekten 
zu beſorgen, unverzinsbare, ſowie auch verzinsbare Kapitalien ohne 
Verbriefung, jedoch gegen Empfangsbeſcheinigungen, die nur auf den 
Namen der Einzahlenden lauten duͤrfen, anzunehmen und mit den 
Eigenthuͤmern der ſolchergeſtalt einkaſſirten oder angenommenen Gelder 
und Effekten in Giro-Verkehr zu treten. Bei Annahme der verzinsbaren 
Kapitalien iſt eine Kuͤndigungsfriſt von nicht weniger als zwei Monaten 
vorzubehalten und darf der Betrag dieſer Gelder die doppelte Hoͤhe 
des eingezahlten Grundkapitals der Bank nicht uͤberſchreiten; 


R 5) Noten nach näherer Vorſchrift der HH. 12 — 15. auszugeben und ein⸗ 
zuziehen. 


Andere als die vorſtehend bezeichneten Gefchäfte find der Bank nicht 
geſtattet; beſonders darf ſie keine Kapitalien auf Hypotheken unterbringen. Es 
iſt derſelben jedoch geſtattet, Agenturen innerhalb der Rheinprovinz zu errichten, 
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welche dieſelben Geſchaͤfte wie die Privatbanken beſorgen Fünnen, nach der ihnen 
von dem Aufſichtsrathe zu ertheilenden Inſtruktion. 

Die Einloͤſung der bei ihnen praͤſentirten Noten der Privatbank wird von 
denſelben nach Maaßgabe ihrer Baarbeſtaͤnde und ihrer Bedürfniffe bewirkt. 


H. 11, 


Die Bank zahlt und rechnet in Preußiſchem Silbergelde nach den Werthen, a 
welche durch das Muͤnzgeſetz vom 4. Mai 1857. (Geſetz-Samml. S. 305. ff.) 
beſtimmt worden ſind, oder ſpaͤter durch Landesgeſetze beſtimmt werden ſollten. 3 


$. 12. 


Die Bank hat das Recht, während der Dauer ihres Beſtehens unver⸗ 
zinsbare, auf jeden Inhaber lautende Noten ($. 10. Nr. 5.) bis zum Betrage 
Einer Million Thaler auszufertigen und in Umlauf zu ſetzen; jedoch unterliegt 
die Ausfertigung und die Form derſelben der Genehmigung beziehungsweiſe 
der Beaufſichtigung der Regierung. i 

Dieſe Noten ſind der Stempelſteuer nicht unterworfen. Ergiebt ſich am 
Schluſſe eines Geſchaͤftsjahres ($. 39.) eine Verminderung des Grundkapitals 
(F. 4.) um mehr als den vierten Theil deſſelben, ſo iſt die Summe der in 
Umlauf geſetzten Noten wenigſtens auf den als noch vorhanden nachgewieſenen 
Betrag des Grundkapitals zu beſchraͤnken. 8 


§. 13. 


Die Noten duͤrfen nur auf Betraͤge von zehn, zwanzig, funfzig, Ein⸗ 
hundert und zweihundert Thalern Preußiſch Kurant ausgeſtellt werden. Der 
Geſammtbetrag der zu zehn Thalern ausgeſtellten Noten ſoll die Summe von 
Einhundert Tauſend Thalern nicht uͤberſteigen. Ueber das Verhaͤltniß, in 
welchem bei der Emiſſion der uͤbrigen neunhundert Tauſend Thaler von den 
Abſchnitten von zwanzig bis zweihundert Thalern Gebrauch zu machen iſt, 


konnen von den Miniſtern fuͤr Handel und der Finanzen maaßgebende Beſtim⸗ 


mungen getroffen werden. 
$. 14. 


Die Bank iſt verpflichtet, die Noten auf Verlangen der Inhaber bei 
der Praͤſentation ſofort in Coͤln gegen klingendes Kurant einzulöfen. 2 

Anzeigen eines durch Diebſtahl oder irgend ein anderes Ereigniß ent⸗ 
ſtandenen Verluſtes der ausgegebenen Noten koͤnnen die Zahlung an den Vor⸗ 
zeiger niemals aufhalten und ſind fuͤr die Bank unverbindlich. i 

Der Inhalt des gegenwärtigen H. 14., ſowie des nachfolgenden H. 16. 
iſt auf jeder Note deutlich abzudrucken. 5 


H. 15. 


Ks Die Direktion der Bank und der Aufſichtsrath find dafür verantwort- 
lich, daß jederzeit ein dem Betrage der zirkulirenden Noten gleicher Auer an 
eckungs⸗ 
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Deckungsmitteln von mindeſtens einem Drittel in baarem Gelde und der Reſt 
in diskontirten Wechſeln in einer beſonderen, unter dreifachem Verſchluſſe zu 
haltenden und fuͤr die ſonſtigen Beduͤrfniſſe der Bank nicht zu verwendenden 
Notenkaſſe aufbewahrt werde. 


Titel IV. | 2 
Von den ſpeziellen Rechten der Bank. 


$. 16. 


Der Bank fteht das Recht zu, die von ihr ausgegebenen Noten zur 
Einloͤſung oder zum Umtauſch in einem beſtimmten Termine bei Vermeidung 
der Praͤkluſion öffentlich aufzurufen. Zu dieſem Zwecke erlaͤßt fie durch drei⸗ 
malige Bekanntmachungen, in Zwiſchenraͤumen von einem Monate, mittelſt der 
im H. 9. gedachten öffentlichen Blatter und der Amtsblätter der Regierungen 
in den Provinzen der Preußiſchen Staaten, eine Aufforderung zur Einloͤſung 
oder zum Umtauſch der Noten. 

Nach Ablauf der vorſtehenden Friſten werden die Inhaber der Noten, 
welche ſich nicht gemeldet haben, in den vorbezeichneten Blaͤttern Behufs der 


Einloͤſung oder des Umtauſches zu einem mindeſtens drei Monate vom Tage 


der letzten Inſertion hinauszuſetzenden Praklufiv-Termine unter der Warnung 
und mit der rechtlichen Wirkung vorgeladen, daß mit Ablauf dieſes Termines 


= alle Anſpruͤche an die Bank aus den aufgerufenen Noten erloͤſchen. 


Anmeldungen zum Schutze gegen die Praͤkluſion ſind nicht zulaͤſſig, viel⸗ 
mehr tritt dieſe letztere unmittelbar mit dem Ablaufe des Praͤkluſiv⸗Termines 
gegen alle diejenigen ein, welche ſich nicht gemeldet haben, dergeſtalt, daß 
jeder Anſpruch auf Einloͤſung oder Umtauſch erloſchen iſt, alle aufgerufenen 
nicht eingelieferten Noten werthlos ſind, und wenn ſie etwa noch zum Vor⸗ 
ſchein kommen, von der Bank angehalten und vernichtet werden koͤnnen. Der 
Betrag der ſolchergeſtalt praͤkludirten Noten ſoll zu mildthaͤtigen Zwecken nach 
näherer Beſtimmung des Aufſichtsrathes verwendet werden. 


Titel V. 
Von dem Aufſichtsrathe. 


F. 17. 


i Der aus zwölf Mitgliedern beſtehende Aufſichtsrath hat ſaͤmmtliche im 
Artikel 225. des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches bezeichneten Rechte 


c 5 und Pflichten. 


(Nr. 6230.) Die 
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Die Mitglieder des Aufſichtsrathes werden von der Generalverſamm⸗ 
lung gewaͤhlt. i f a Zt 
Die Wahlverhandlung erfolgt in Gegenwart eines Notars, und ein von 
dieſem über das Reſultat derſelben ausgeſtellter Akt bildet die Legitimation des 


Aufſichtsrathes. Die Funktionen der Mitglieder deſſelben dauern ſechs Jahre. 3 


Alle zwei Jahre ſcheiden vier Mitglieder aus; die Reihenfolge des Ausſchei⸗ 
1 1 durch das Amtsalter beſtimmt. Die Ausſcheidenden ſind wieder 
waͤhlbar. f 

Die auf Grund des Statuts vom 20. Oktober 1855. erwaͤhlten Mit⸗ 
97 05 des Verwaltungsrathes verbleiben unter der Geltung des gegenwaͤrtigen 
Revidirten Statuts fuͤr die Dauer ihrer Wahlperiode auch fernerhin als Mit⸗ 
glieder des Aufſichtsrathes in Funktion. e 


$. 18. 


Jedes Mitglied des Aufſichtsrathes muß mindeſtens zehn Aktien befigen 
oder erwerben; die Dokumente dieſer Aktien werden in das Archiv der Geſell⸗ 
ſchaft hinterlegt und dürfen während der Dauer der Funktionen des betreffenden 
Mitgliedes nicht veraͤußert werden. 


H. 19. 


Der Aufſichtsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Praͤſidenten und einen 
Vizepraͤſidenten. Ihre Funktionen in dieſer Eigenſchaft dauern Ein Jahr; ſie 
ſind nach Ablauf deſſelben wieder waͤhlbar. Sollten Beide verhindert ſein, 
einer Sitzung des Aufſichtsrathes beizuwohnen, fo uͤbernimmt das nach den 
Lebensjahren aͤlteſte Mitglied den Vorſitz. g 


H. 20, E 
Kommt in außergewöhnlicher Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des 1 


Aufſichtsrathes zur Erledigung, fo wird vorläufig für die Zeit bis zur nächſten 2 


Generalverſammlung von dem Aufſichtsrathe eine Erſatzwahl zu notariellem 
Protokoll vorgenommen. Die definitive Wiederbeſetzung erfolgt durch Wahl 
der Generalverſammlung. Das in dieſer Weiſe gewählte Mitglied ſcheidet an 
dem Termine aus, an welchem die Dauer der Funktionen ſeines Vorgaͤngers 
aufgehoͤrt haben wuͤrde. 
Die Namen des Praͤſidenten, des Vizepraͤſidenten und aller übrigen 
Mitglieder des Aufſichtsrathes, ſowie eine jede dabei eintretende Veränderung 
find durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. 5 


§. 21. 


Der Aufſichtsrath verſammelt ſich, fo oft er es für dienlich erachtet, an 
feſtzuſetzenden Terminen auf Einladung des Praͤſidenten oder auf den Antrag 
von drei Mitgliedern des Aufſichtsrathes, in der Regel mindeſtens monatli 
einmal, um von dem Gange der Geſchaͤfte Kenntniß zu nehmen und Erforder⸗ 
liches zu beſchließen. 


Sur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von mindeſtens 
ſieben Mitgliedern erforderlich. 8 


§. 22. 


Die Beſchluͤſſe des Aufſichtsrathes werden durch abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit der Erſchienenen gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet, inſofern 
es ſich um eine Wahl handelt, das Loos, in allen uͤbrigen Faͤllen die Stimme 
des Praͤſidenten oder, in deſſen Abweſenheit, des Vizepraͤſidenten, beziehungsweiſe 
des in deren Stelle tretenden anweſenden aͤlteſten Mitgliedes des Aufſichts⸗ 
rathes. Ergiebt ſich bei einer Wahl im erſten Skrutinio weder eine abſolute 
Majoritaͤt noch Stimmengleichheit, ſo werden diejenigen, welche die meiſten 
Stimmen erhalten haben, in doppelter Anzahl der zu Waͤhlenden auf die engere 
Wahl gebracht. 


§. 23. 
Zu den Befugniſſen und Pflichten des Aufſichtsrathes gehoͤrt: 


a) die Reviſion beſtehender und die Ertheilung neuer Inſtruktionen, ſowohl 
fuͤr die Direktion, als auch fuͤr das Perſonal der einzelnen Geſchaͤfts⸗ 
zweige; N 

b) die genaue Kenntnißnahme von der Seitens der Direktion bei den 
jedesmaligen Verſammlungen des Aufſichtsrathes ihm vorzulegenden 
Ueberſicht der Kaſſe der Bank, des Wechſelportefeuilles und der 
Lombardbeſtaͤnde; 

c) die monatliche Reviſion der Kaffe, der Wechſel- und Lombardbeſtaͤnde 
durch zu deputirende Mitglieder, welche ein Protokoll uͤber die Reviſion 
aufzunehmen haben; 

d) außerordentliche Kaffenrevifionen nach den vorſtehenden Beſtimmungen, 
ſo oft er dieſelben fuͤr angemeſſen erachtet; 

e) die Pruͤfung der von der Direktion ihm einzureichenden Bilanz, ſowie 
die Feſtſtellung der am Schluſſe jedes Geſchaͤftsjahres zu vertheilenden 
Dividenden (F. 39.); 

f) die Wahl und Beſtallung des vollziehenden Direktors, feines Stell⸗ 
vertreters und des Rendanten (Kaſſirers), desgleichen die Beſtimmung 
der Gehaͤlter des Bankperſonals; 


g) die Wahl des Syndikus der Bank und der Abſchluß des Kontraktes 
mit demſelben; 


b) die Sorge für die interimiſtiſche Stellvertretung eines Direktors; 
i) die Bewilligung von Gratifikationen an das angeſtellte Bankperſonal. 


In den mit den Beamten der Geſellſchaft abzuſchließenden Dienſt⸗ 
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ft dem Aufſichtsrathe das Recht vorzubehalten, die Beamten jederzeit 
ienſtvergehen, Fahrlaͤſſigkeit oder aus moraliſchen Gruͤnden zu ent⸗ 
Der desfallſige Beſchluß erfordert jedoch die Uebereinſtimmung von 
Mitgliedern des Aufſichtsrathes. 


F. 24. 


Alle Ausfertigungen des Aufſichtsrathes werden von dem Praͤſidenten, 
oder von dem Vizepraͤſidenten, oder von zwei Mitgliedern des Aufſichtsrathes 


unterſchrieben. 
| H. 25. 


Der Aufſichtsrath wird nicht beſoldet; er bezieht jedoch, außer dem Erſatze 

für die durch feine Funktionen veranlaßten Auslagen, fuͤr ſeine Muͤhwaltung 
eine Tantieme von ſechs Prozent vom Reingewinne. Die Generalverſammlung 
kann eine Ermaͤßigung der Tantieme beſchließen. Der Aufſichtsrath ſtellt die 
Vertheilung dieſer Tantieme unter ſeine Mitglieder feſt. 


Titel VI. 
Von der Direktion. 


$. 20. 


Die Direktion iſt der Vorſtand der Geſellſchaft mit allen nach den 
Artikeln 227. ff. des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches und dem 
Artikel 12. des Einfuͤhrungsgeſetzes vom 24. Juni 1861. dem Vorſtande einer 
Aktiengeſellſchaft zuſtehenden Rechten und Pflichten. Sie beſteht aus dem voll⸗ 
ziehenden Direktor und zweien vom Aufſichtsrathe aus deſſen Mitte delegirten 

Mitgliedern, die jedoch nie ein und derſelben Firma angehören dürfen. 
= Für den vollziehenden Direktor ernennt der Aufſichtsrath aus der Zahl 
der Beamten der Geſellſchaft einen Stellvertreter. 
Die Beſtellung der Direktionsmitglieder, ſowie des für den vollziehenden 
Direktor ernannten Stellvertreters, iſt zu jeder Zeit widerruflich. 4 
e die Wahl des vollziehenden Direktors, ſowie ſeines Stellvertreters 
und der in die Direktion eintretenden Mitglieder des Aufſichtsrathes wird ein 


notarielles Protokoll aufgenommen und bildet eine Ausfertigung dieſes Pan „ 
ce oder 


oder ein auf Grund deſſelben ausgeſtelltes notarielles Atteſt, die Legitimation 
der Direktionsmitglieder. . 

Die Namen des vollziehenden Direktors, ſeines Stellvertreters und der 
übrigen Direktionsmitglieder, ſowie des Rendanten ($. 29.) find durch die im 
H. 9. bezeichneten Blätter zu veröffentlichen; in gleicher Art iſt jeder in den 
Perſonen eintretende Wechſel bekannt zu machen. 


$. 27. 


Die Direktion vertritt die Geſellſchaft nach Außen, bringt die Bank⸗ 
geſchaͤfte zur Ausführung und beſorgt die Verwaltung des Bankvermoͤgens, 
hat jedoch in Gemaͤßheit des H. 23. bei der Ausuͤbung aller dieſer Funktionen 
die für die Geſchaͤftsfuͤhrung erlaſſene Inſtruktion des Aufſichtsrathes zu befolgen, 
und handelt in dem vorſtehend ihr uͤberwieſenen Wirkungskreiſe inſoweit ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig, als die gegenwärtigen Statuten und ihre Inſtruktion fie nicht beſchraͤnken. 

Dieſe Inſtruktion iſt jedoch nur zwiſchen den Mitgliedern der Direktion, 
des Aufſichtsrathes und der Geſellſchaft als ſolcher, nicht aber dritten Perſonen 
gegenuͤber wirkſam. Den letzteren kann die Behauptung einer Verletzung jener 
Inſtruktion mit Erfolg nicht entgegengeſtellt werden. 


H. 28. 


5 Die vorſtehend bezeichneten Befugniſſe der Direktion erſtrecken ſich ſowohl 
hei gerichtlichen als außergerichtlichen Geſchaͤften auf alle Faͤlle, in welchen die 
Geſetze eine Spezialvollmacht erfordern. Den Nachweis, daß die Direktion 
innerhalb der ihr zuſtehenden Befugniſſe gehandelt habe, iſt dieſelbe gegen dritte 
Perſonen zu fuͤhren nicht verbunden. : 


H. 29. 


Die Bank wird ſowohl gegen jede richterliche und andere öffentliche Behörde, 
als gegen jeden Privaten durch die von mindeſtens zwei Direktionsmitgliedern 
unter der Firma der Bank vollzogene Unterſchrift verpflichtet. 

Zu Quittungen uͤber Gelder, Dokumente und Vermoͤgensobjekte uͤberhaupt, 
desgleichen zur Ausſtellung der Wechſelgiri iſt die unter der Firma der Bank 
zu vollziehende gemeinſchaftliche Unterſchrift des vollziehenden Direktors oder 
ſeines Stellvertreters und des Rendanten (Kaſſirers) genuͤgend. 


$. 30. 


Die Direktion ernennt und entſetzt alle Beamten der Geſellſchaft, deren 
Ernennung und Entlaſſung nicht dem Aufſichtsrathe vorbehalten iſt. Sie 
iiſt befugt, diejenigen Beamten, deren Entlaſſung ihr nicht zuſteht, zu ſuspen⸗ 

diren und hat uͤber die Entlaſſung derſelben die Entſcheidung des Aufſichts⸗ 

rathes herbeizuführen. ö 
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$. 31, 


Bei Krankheits- oder ſonſtigen Behinderungsfaͤllen des vollziehenden 
Direktors uͤbernimmt der vom Aufſichtsrathe ernannte Stellvertreter deſſelben 
(H. 26.) deſſen Dienſt. Iſt auch dieſer erkrankt oder verhindert, fo hat der 
Aufſichtsrath wegen der Stellvertretung das Erforderliche anzuordnen. 


H. 32. 


Der vollziehende Direktor muß mindeſtens zehn Aktien der Geſellſchaft 
beſitzen oder erwerben. ö 8 


Dieſe Aktien werden in das Archiv der Geſellſchaft hinterlegt und 
dürfen, fo lange die Funktionen des Inhabers dauern, weder veräußert, noch 
uͤbertragen werden. a = 


$. 33. 


Die Direktion fertigt und übergiebt dem Aufſichtsrathe die $. 23. unter b. 
gedachten Ueberſichten, desgleichen am Schluſſe eines jeden Geſchaͤftsjahres eine 
nach kaufmaͤnniſchen Prinzipien angefertigte Bilanz unter gewiſſenhafter Wuͤr⸗ 
digung des Werthes aller Aktiva. 

ö Allmonatlich hat fie eine vom Aufſichtsrathe vorher zu genehmigende 
Ueberſicht der am letzten Tage des verfloſſenen Monats in der Bank vorhanden 
geweſenen Aktiva und Paſſiva, insbeſondere der Beſtaͤnde in gepraͤgtem Gold 
und Silber, Barren und Wechſeln, ferner des Betrages der Forderungen aus 
Darlehen und aus laufender Rechnung, ſowie der umlaufenden Banknoten, 
desgleichen unmittelbar nach abgehaltener jaͤhrlicher Generalverſammlung einen, 
alle Zweige des Verkehrs umfaſſenden, vom Auffichtörathe genehmigten kurzen 
Geſchaͤftsbericht für das abgelaufene Jahr dem Kommiſſar des Staates vor⸗ 
zulegen und gleichzeitig in den F. 9. gedachten Zeitungen zu veroͤffentlichen. 

Es bleibt der Regierung vorbehalten, anſtatt der monatlichen, in Zu⸗ 
kunft auch eine oͤftere, hoͤchſtens aber die wöchentliche Bekanntmachung der 
Aktiva und Paſſiva, insbeſondere der Beſtaͤnde in gepraͤgtem Gold und Silber, 
Barren u. ſ. w. anzuordnen. : 


Ey 
7 


H. 34. 


Ein jedes Direktionsmitglied iſt befugt, in dringenden Faͤllen den Prä⸗ 
e des Aufſichtsrathes zur Berufung einer außerordentlichen Sitzung auf⸗ 
zufordern. t 5 RER 


? 


Titel VII. 
Von den Generalverſammlungen. 


F. 35. 


Die Generalverſammlungen der Aktionaire finden in Coͤln ſtatt. 


Die ordentliche Generalverſammlung tritt jedes Jahr im Monat Maͤrz 
zuſammen; außerordentliche Generalverſammlungen veranſtaltet die Direktion, 
ſo oft ſie, beziehungsweiſe der Aufſichtsrath, es den Umſtaͤnden angemeſſen 
erachtet, oder wenn dies von einer Anzahl von Aktionairen, welche zuſammen 
mindeſtens zweihundertfunfzig in den Regiſtern der Geſellſchaft auf ihren Namen 
eingetragene Aktien beſitzen, in einer von ihnen unterzeichneten Eingabe unter 
Angabe des Zweckes und der Gruͤnde verlangt wird. 


Die Einladungen zu allen Generalverfammlungen geſchehen durch eine 
Benachrichtigung, welche zwei Mal, das erſte Mal mindeſtens zwanzig Tage 


vor dem Verſammlungstermine, in die durch H. 9. bezeichneten Zeitungen in⸗ 


ſerirt wird. 


$. 36. 


E.:- Die Generalverſammlung befteht aus allen Aktionairen, welche ſeit 
zwei Monaten vor dem Tage der Berufung in den Buͤchern der Geſellſchaft 
eingetragen find. 


In der Generalverfammlung hat der Inhaber 


von fünf Aktini ens Eine Stimme, 
von zehn Aktien zwei Stimmen, 
von fünfzehn Aktien drei Stimmen, 
von zwanzig Aktien vier Stimmen, 


und für jede weiteren fünf Aktien Eine Stimme, fo daß der Inhaber von 
Einhundert Aktien zwanzig Stimmen hat. 


Abweſende Aktionaire koͤnnen ſich nur durch anweſende ſtimmberechtigte 
Aktionaire vertreten laſſen. Jedoch koͤnnen juriſtiſche Perſonen durch ihren 
verfaſſungsmaͤßigen Repraͤſentanten, Kaufleute durch ihre Prokuriſten, Minder⸗ 
jährige und fonft Bevormundete durch ihre Vormuͤnder, Ehefrauen durch ihre 
Ehemaͤnner vertreten werden, auch wenn die Vertreter ſelbſt nicht Aktionaire 
find. Die Vertreter haben die desfallfige ſchriftliche Vollmacht vor Eröffnung 
der Verhandlungen bei der Direktion niederzulegen. Zwanzig Stimmen bilden 
das Maximum, welches ein Aktionair fuͤr die von ihm vertretenen und fuͤr 
Cr. 6230.) f ſeine 


ee feine eigenen Aktien zuſammengenommen haben kann. Die Beſchluͤſſe der An⸗ 
weſenden ſind fuͤr die Abweſenden verbindlich. 


H. 37. 


Die Generalverſammlung, regelmaͤßig konſtituirt, ftellt die Geſammtheit 
der Aktionaire dar. Der zeitige Vorſitzende des Aufſichtsrathes fuͤhrt auch 
den Vorſitz in der Generalverſammlung und ernennt den Protokollfuͤhrer und 
die Skrutatoren. Zu Skrutatoren können weder Mitglieder des Aufſichtsrathes, 

noch Beamte der Geſellſchaft ernannt werden. f 


In den regelmaͤßigen Generalverſammlungen werden die Geſchaͤfte in 4 
nachfolgender Ordnung verhandelt: 5 


1) Bericht des Aufſichtsrathes uͤber die Lage des Geſchaͤfts im Allge⸗ 
meinen und uͤber die Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere; 


2) Wahl der Mitglieder des Aufſichtsrathes; 


3) Berathung und Beſchlußnahme uͤber die Antraͤge des Aufſichtsrathes 
und der Direktion, ſowie uͤber die Antraͤge einzelner Aktionaire; 
letztere muͤſſen vor der Berufung der Generaloerfammlung der Direk⸗ 

tion ſchriftlich eingereicht fein; 


4) Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Bi⸗ 
lanz mit den Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft zu vergleichen 
und, rechtfindend, der Direktion die Decharge zu ertheilen. in 


$. 38. 


Bei den Wahlen findet in den Generalverſammlungen ſtets, inſofern 
fie nicht einſtimmig durch Akklamation erfolgen, geheime Abſtimmung durch 
Stimmzettel und im Uebrigen das im H. 22. für die Wahlen im Aufſichtsrathe 
vorgeſchriebene Verfahren ſtatt. 1 

Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen uͤber andere Gegenſtaͤnde 
werden vorbehaltlich der Beſtimmungen der § . 44. und 45. durch abſolute 
Majoritaͤt der erſchienenen, beziehungsweiſe vertretenen, ſtimmberechtigten 
Aktionaire gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet bei derartigen 
Beſchluͤſſen die Stimme des Vorſitzenden. Auf den Antrag des Vorſitzenden, 
ſowie auf den Antrag von wenigſtens fuͤnf Aktionairen muß durch geheimes 
Skrutinium abgeſtimmt werden. f 

Die Protokolle der Generalverſammlungen werden von einem Notar 
aufgenommen und von dem Buͤreau und von denjenigen anweſenden Aktionairen, 
welche es wuͤnſchen, unterzeichnet. 8 


Titel VIII. 
Rechnungsablage, Dividende, Reſervefonds. 


$. 39. 


Die Buͤcher der Bank werden mit dem 31. Dezember jeden Jahres 
abgeſchloſſen und wird die Bilanz auf dieſen Tag von der Direktion gezogen. 
Die Bilanz wird vor dem 1. Maͤrz von dem Aufſichtsrathe gepruͤft und 
feſtgeſtellt. 

f Binnen ſechs Wochen nach der ordentlichen Generalverſammlung muß 
die Bilanz den Reviſionskommiſſarien (§. 37.) zur Pruͤfung vorgelegt und dieſe 
Pruͤfung von denſelben im Laufe der naͤchſtfolgenden vierzehn Tage erledigt 
werden. Die Bilanz wird, nachdem fie von den Reviſionskommiſſarien geprüfi 
worden, durch die Geſellſchaftsblaͤtter veröffentlicht. 
5 Der Ueberſchuß der Aktiva uͤber die Paſſiva bildet den Reingewinn der 
Geeſellſchaft. Bei Aufnahme der Bilanz muͤſſen ſowohl die ſaͤmmtlichen ver⸗ 
ausgabten Geſchaͤftsunkoſten, als auch alle vorgekommenen Verluſte abgeſetzt und 
fuͤr die etwa vorhandenen unſicheren Forderungen ein angemeſſener Prozentſatz 
abgerechnet werden. Die etwa vorhandenen Effekten duͤrfen niemals mit einem 


Höheren, als dem Erwerbungskurſe und, wenn der Boͤrſenkurs am Tage der 


Bilanzaufnahme niedriger, als der Erwerbungskurs iſt, nur zu dem Börfenfurfe 
in der Bilanz angeſetzt werden. Von dem auf dieſe Weiſe ermittelten Rein⸗ 
gewinne erhalten zunaͤchſt die Mitglieder des Aufſichtsrathes die ihnen ſtatuten⸗ 
mäßig zuſtehenden Tantiemen. 5 
3 Von dem Ueberreſte werden wenigſtens 163 Prozent fo lange zum 
Reſervefonds zuruͤckgelegt, bis letzterer auf den vierten Theil des Grundkapitals 
angewachſen if. Die übrig bleibende Summe wird als Dividende unter die 
Aktionaire vertheilt. 5 
Sollte fich durch eine Jahresbilanz eine Verminderung des Grundkapitals 
bherausſtellen, fo dient zunaͤchſt der vorgedachte Reſervefonds zur Deckung der⸗ 
ſelben. Reicht derſelbe dazu nicht hin, fo dienen die zunachft erzielten Rein⸗ 
gewinne vorzugsweiſe zur Wiederergaͤnzung des Grundkapitals und darf, bevor 
dieſe ftartgehabt hat, weder eine neue Reſerve angeſammelt, noch eine neue 
Dividende vertheilt werden. So oft und ſo lange ſich aber nach Wiederergaͤnzung 
des Grundkapitals der Reſervefonds erſchoͤpft oder angegriffen findet, darf von 
den alsdann zundehft erzielten Reingewinnen nach Berichtigung der den Mit⸗ 
gliedern des Aufſichtsrathes ſtatutenmaͤßig zuſtehenden Tantieme nur die Halfte 
als Dividende vertheilt, und muß die andere Haͤlfte verwendet werden, um den 
Reſervefonds wieder auf feine fruͤhere Höhe zu bringen. Der Reſervefonds 
darf zu keinem anderen Zwecke, als zu der vorſtehend gedachten eventuellen 
(Nr. 6230.) Er⸗ 


= . 


Ergänzung des Grundkapitals und, wenn in einem Geſchaͤftsjahre die gemachten 
Gewinne durch eingetretene Verluſte uͤberſtiegen ſein ſollten, zur Ausgleichung 
der Bilanz verwandt werden. ö i 


F. 40. 


Die Dioidenden ſind in Coͤln an der Kaſſe der Geſellſchaft zahlbar; 
dieſelben koͤnnen jedoch durch Beſchluß des Aufſichtsrathes auch an anderen 
Orten zahlbar geſtellt werden. Die Dividenden werden jahrlich am 1. Mai 
gegen Einlieferung der ausgegebenen Dioidendenſcheine ausgezahlt. 


* 


K 41. Er 

Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf 

von fuͤnf Jahren, von dem Tage an gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar 

geftellt find. 
Titel IX. 

Verfahren bei der Auflöſung. 


H. 42. 


Die Bank iſt verpflichtet, jedenfalls bis zum Ablauf der ſtatutmaͤßigen 
Dauer, wenn aber die Aufloͤſung der Geſellſchaft ſchon fruͤher beſchloſſen werden 
1 innerhalb Jahresfriſt nach dem Beſchluſſe, ihre ſaͤmmtlichen Noten ein 
zulöfen. 

Wird die Auflöfung der Geſellſchaft innerhalb des letzten Jahres vor 
dem Ablaufe der ſtatutmaͤßig beſtimmten Zeit beſchloſſen, ſo muͤſſen bis zu letz 
terem Zeitpunkte ſaͤmmtliche Noten eingeloͤſt werden. 


$. 43. 


Bei Aufloͤſung der Geſellſchaft kommen die Vorſchriften der §H. 242. ff. 
des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches zur Anwendung. Die eingeloͤſten 
Noten ſind unter Aufſicht des Kommiſſarius des Staates zu vernichten und 

die Vernichtung iſt mittelſt eines gerichtlich oder notariell aufzunehmenden Do⸗ 
kumentes, in welchem die Noten nach Nummern genau bezeichnet fein muͤſſen 
zu beurkunden. g = 
RR Die Beträge der nicht eingelöften und praͤkludirten Noten werden nach 
naͤherer Beſtimmung des Aufſichtsrathes zu mildthaͤtigen Zwecken verwandt. 


* 


H. 44. 


Nach beendigtem Liquidationsgeſchaͤfte iſt eine Generalverſammlung von 
dem Aufſichtsrathe nach den im gegenwaͤrtigen Statute fuͤr die Konvokation 
gegebenen Vorſchriften zum Zwecke der Vorlegung der Schlußrechnung und 
Ertheilung der Decharge zu berufen. Die von den in dieſer Verſammlung 
anweſenden, nicht zur Verwaltung gehoͤrenden Aktionairen ertheilte Decharge 
befreit ſaͤmmtliche Verwaltungsvorſtaͤnde dieſer Bank, den Aktiongiren gegenüber, 
von allem und jedem ferneren Nachweis, ſowie von jedem Anſpruche wegen 
der erfolgten Liquidation. 1 


Eine gleiche rechtliche Folge tritt ein, falls in der Generalverſammlung 
kein bei der Verwaltung unbetheiligter Aktionair erſchienen iſt und ſich dieſer 
Fall in einer zweiten, eigens zu dieſem Zwecke berufenen Generalverſammlung 
wiederholt hat. 


Zur Decharge der Verwaltungsvorſtaͤnde durch die Generalverſammlung 


im Falle der Liquidation der Geſellſchaft iſt jedoch jedenfalls eine Stimmen⸗ 
mehrheit von drei Vierteln der vertretenen Aktien erforderlich. 


Titel X. 


Abänderung der Statuten. 


F. 45. 


Nur in einer außerordentlichen Generalverfammlung kann 
a) eine Abaͤnderung der Statuten, reſp. eine Erhoͤhung des Kapitals 
durch Ausgabe neuer Aktien, 
= b) die Auflöfung der Geſellſchaft 
beſchloſſen werden. 

Die Beſchluͤſſe ad a. und b. koͤnnen nur mittelſt einer drei Viertheile 
der in der Generalverſammlung vertretenen Aktien repraͤſentirenden Majorität 
gefaßt werden. 

Die Beſchluͤſſe ad a. bedürfen außerdem der landesherrlichen Geneh⸗ 
migung. 
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Otbberaufſichtsrecht des Staates. 
En | 5. 46% 


AZaur Wahrnehmung ihres Oberaufſichtsrechtes ernennt die Staatsregierum: 
einen Kommiſſar, welcher befugt iſt, allen Sitzungen der Direktion und dei 
Aufſichtsrathes, ſowie den Generaloerſammlungen ohne Stimmrecht beizuwohnen, 
desgleichen von allen Buͤchern, Skripturen und Kaſſen der Geſellſchaft jederzeit 
Einſicht zu nehmen, auch die Organe der Geſellſchaft guͤltig zuſammen zu 
berufen. Er hat ſorgfaͤltig daruͤber zu wachen, daß die Vorſchriften der Sta⸗ 


tuten in allen Punkten zur Ausführung gelangen. 


Formular. 


Register FE 
Cölniſche Privatbank. 


Gegruͤndet durch notariellen Vertrag vom 20. Oktober 1855. 
Beſtaͤtigt durch Koͤnigliche Kabinetsorder vom 10. Dezember 1855. 


Bankaktie ie .... 


über 


Fünfhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


f Der N. N. (Stand und Wohnort) hat den Betrag der Aktie W 
mit fuͤnfhundert Thalern geleiſtet und alle ſtatutenmaͤßigen Rechte und Pflichten 
dadurch erworben. N 

= Köln, den 


Der Verwaltungsrath. 


Dieſer Aktie find auf fünf Jahre Dividenden⸗ 
ſcheine, auf jeden Inhaber lautend, nebſt Talon bei⸗ 
gegeben, welche nach Ablauf des letzten Jahres durch 
neue erſetzt werden. 


Eingetragen sub Fol. ..... des Regiſters. 


5 Uebethiagen oufß 3 


— 


Cölniſche Privatbank. 


Der Verwaltungsrath. 
(Der Aufſichtsrath.) 
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. CGolniſche Privatbank. N 
Anvweiſung zum Empfange der zweiten Serie der Dividendenſcheine 
zur Aktie Ne a 


Inhaber empfängt am 
der Statuten am Sitze der 
zur vorbezeichneten Aktie. = = 
| Geht dieſe Anweiſung verloren, ſo findet das im F. 8. des Statuts 
vorgeſchriebene Verfahren Anwendung. Sr 
Coͤln, den . ten 


Cölniſche Privatbank. 
Der Aufſichtsrath. 


Dividendenſchein zu der Aktie AE .... 


der 
Cölniſchen Privatbank. 


Inhaber dieſes Scheins empfaͤngt an der Kaſſe der Coͤlniſchen Privat⸗ 
bank oder nach ſeiner Wahl an den durch Beſchluß des Aufſichtsrathes näher 
zu beſtimmenden Orten die für das Jahr 18.. feſtzuſtellende Dividende. 

Geht dieſer Dividendenſchein verloren, ſo findet das im H. 8. des Statuts 
vorgeſchriebene Verfahren Anwendung. 4 


Coͤln, den ten 48. 
Cölniſche Privatbank. 


(Stempel.) 
Der Rendant. Der Aufſichtsrath. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
5 (R. v. Decker). 


